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Flughafenplatzneubau Coburg-Brandensteinsebene 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Viele Jahrzehnte wurde der Flugplatz Coburg-Brandensteinsebene nach Sicht- 
flugregeln betrieben. 200 1 wurde, zunächst für zwei Jahre, der Flugbetrieb nach 
den Vorschriften für den Instrumentenflug (engl. Instrument flight rules - IFR) 
genehmigt. 2003 wurde die Ausnahmebewilligung bis Ende 2007 erteilt. Ge- 
genwärtig läuft die Bewilligung für den IFR-Betrieb bis 3 1 . Dezember 2010. 

Im August 2007 wurde in Bayern ein Raumordnungsverfahren für einen 
Flugplatzneubau im Landkreis Coburg abgeschlossen. Als Begründung für die 
Notwendigkeit eines Neubaus werden von der Beratungsfinna CDM Consult 
GmbH, die für die Arbeitsgemeinschaft Flugplatzneubau (ARGE) tätig ist, 
Sicherheitsmängel am bestehenden Flugplatz Brandensteinsebene angeführt. 
Grund für diese Mängel seien Tatbestände, die bislang eine Ausnahmegeneh- 
migung für die Verkürzung des Sicherheitsstreifens von 60 auf 30 Meter und für 
den Verzicht auf eine Anflugbefeuerung notwendig machten. Hierzu äußerte 
ein Gutachter der F irma CDM Consult GmbH am 1 . August 2007 in einem Ant- 
wortschreiben auf eine Anfrage der Bürgerinitiative Ulrichstock: „Zunehmend 
wird hier seitens des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung eine deutlich restriktivere Haltung erkennbar, um die durch Ausnahme- 
genehmigungen legitimierten, aber teilweise gravierenden Sicherheitsmängel 
abzustellen.“ 

Staatssekretär Jörg Hennerkes vom damaligen Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) erklärte dagegen in seiner Antwort auf 
ein Schreiben der Bürgerinitiative am 14. Februar 2007 zu diesem Thema, Aus- 
nahmen würden nur dann erteilt, wenn keine Sicherheitsmängel festgestellt 
werden könnten. Von Sicherheitsmängeln am Flugplatz Brandensteinsebene 
aufgrund der erteilten Ausnahmegenehmigungen sei nichts bekannt. Weiterhin 
teilte Jörg Hennerkes mit, ein Ausbau des bestehenden Flugplatzes sei „nach 
heutiger Erkenntnis“ nicht realisierbar. 

In einem Schreiben an den bayerischen Landtagsabgeordneten Jürgen Heike 
vom 28. Dezember 2009 teilte die Regierung von Mittelfranken wiederum mit, 
das BMVBS habe sich mit Schreiben vom 9. November 2009 gegenüber dem 
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und 
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Technologie klar geäußert, dass einer weiteren Verlängerung der Ausnahmebe- 
willigung zur Durchführung des Instrumentenflugbetriebes am Verkehrslande- 
platz Coburg- Brandensteinsebene nicht zugestimmt werden könne. Dem Aero- 
Club Coburg als Betreiber des Verkehrslandeplatzes ist davon allerdings nichts 
bekannt. Im Gegenteil geht der Aero-Club davon aus, dass er in einigen Mona- 
ten die weitere Verlängerung der Ausnahmegenehmigung für den Instrumen- 
tenflug beantragen kann. 

Im o. g. Schreiben der Regierung von Mittelfranken wird weiterhin angeführt, 
die „Zeit der Verlängerung der Ausnahmebewilligung sollte nach Ansicht des 
BMVBS aber dafür genutzt werden, einen richtlinienkonformen Zustand des 
Verkehrslandeplatzes herzustellen“. Gemeint ist offensichtlich die Richtlinie 
über die Hindemisfreiheit für Start- und Landebahnen mit Instrumentenflug- 
betrieb des BMVBS. 

Des Weiteren wurde in der Coburger Lokalpresse behauptet, es bestünden 
Unfallrisiken auf dem Verkehrslandeplatz Coburg-Brandensteinsebene, „die 
das BMVBS offenbar nicht länger tragen wolle“ (Coburger Neue Presse vom 
12. Januar 2010). Der Instrumentenflug wurde im Jahr 2001 zunächst für zwei 
Jahre genehmigt und dann mehrfach verlängert, letztmalig mit Bescheid vom 
5 . September 2007 bis zum 3 1 . Dezember 2010. 


1 . Werden an deutschen Flugplätzen Ausnahmegenehmigungen erteilt, die zu 
Sicherheitsmängeln oder gravierenden Sicherheitsmängeln führen? 

Nein. Die zuständigen Genehmigungsbehörden der Länder bitten gemäß § 42 
der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), nach entsprechender Antrags- 
stellung des Flughafenbetreibers und nach eigener fachlicher Prüfung, um Zu- 
stimmung, wenn sie von den nationalen/internationalen Vorgaben abweichen 
wollen. Vor dem Hintergrund, dass der Flughafenunternehmer gemäß § 45 in 
Verbindung mit § 45b ff. LuftVZO den Flughafen immer in einem betriebssiche- 
ren Zustand zu halten und ordnungsgemäß zu betreiben hat, wäre es fahrlässig, 
wenn die zuständige Genehmigungsbehörde, respektive der Flughafenbetreiber, 
einen Antrag beim BMVBS stellen würde, der Sicherheitsmängel für einen ord- 
nungsgemäßen Betrieb nach sich zieht. 


2. Bestehen am Flugplatz Coburg-Brandensteinsebene Sicherheitsrisiken 
durch die erteilten Ausnahmegenehmigungen, und wie bewertet die Bun- 
desregierung die Aussagen der Coburger Presse bezüglich der „Unfallrisi- 
ken“ am Flugplatz Coburg-Brandensteinsebene? 

Durch die Auflage des BMVBS, den richtlinienkonformen Zustand am Ver- 
kehrslandeplatz Coburg-Brandsteinsebene unverzüglich herzustellen, wurden 
und werden durch das BMVBS keine Sicherheitsrisiken zugelassen. 


3 . Ist es richtig, dass das BMVBS einer Verlängerung der Ausnahmegenehmi- 
gungen am Verkehrslandeplatz Coburg-Brandensteinsebene nicht zu- 
stimmt? 

Wemi ja, mit welcher Begründung? 

4. Welche Voraussetzungen haben sich geändert bzw. werden nicht mehr er- 
füllt, dass der Genehmigungsbescheid für den Instrumentenflug, der im Jahr 
2001 erstmals erteilt und danach mehrfach verlängert wurde, nun nicht mehr 
erteilt werden kann? 

Die Fragen 3 und 4 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
wortet. 
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Dem BMVBS liegt derzeit kein Antrag zur Zustimmung einer Verlängerung der 
Ausnahmegenehmigung durch die zuständige bayerische Genehmigungsbe- 
hörde vor. 


5. Wenn die bisher erteilten Ausnahmegenehmigungen für den Instrumenten- 
flugbetrieb in Coburg zu solch gravierenden Sicherheitsmängeln führen, 
wie behauptet wird, müsste dann nicht unverzüglich der Instrumentenflug- 
betrieb eingestellt werden, um die Coburger Bevölkerung sowie Passagiere 
und Piloten zu schützen, und wäre dann die im Jahr 2001 erstmalig erteilte 
Zustimmung zum Instrumentenflug überhaupt verantwortbar? 

Wie in der Antwort zu Frage 2 ausgeführt, war Grundlage für die gewährte tem- 
poräre Ausnahmegenehmigung, dem Betreiber des Verkehrslandeplatzes Gele- 
genheit zu geben, einen richtlinienkonformen Zustand des Verkehrslandeplatzes 
herzustellen. Der Platzbetreiber des Verkehrslandeplatzes hat zudem zugesi- 
chert, den richtlinienkonformen Zustand umgehend herzustellen. Dem BMVBS 
waren zu keiner Zeit Sicherheitsmängel bekannt, die eine Zustimmung zur Ertei- 
lung der Ausnahmegenehmigung durch die Luftfahrtbehörde Bayerns unmög- 
lich gemacht hätten. 

Zudem ist nach Feststellung der zuständigen bayerischen Luftfahrtbehörde der, 
durch die Ausnahmegenehmigung ermöglichte, Instrumentenflugbetrieb am 
Verkehrslandeplatz bisher störungsfrei abgewickelt worden. Von einer Gefähr- 
dung der Piloten, Passagiere sowie Anwohnern des Flugplatzes, als Folge dieser 
Ausnahmegenehmigung, liegen dem BMVBS keine Erkenntnisse vor. 


6. Beinhaltet die Aussage des BMVBS vom 14. Februar 2007, nach der der 
Flugplatz Coburg-Brandensteinsebene nicht ausgebaut werden könne, nicht 
gleichzeitig, dass der „richtlinienkonforme Zustand“ dort unmöglich herge- 
stellt werden kann, und wamm wurde trotzdem die Ausnahmegenehmigung 
erteilt, um in dieser Zeit „den richtlmienkonformen Zustand“ des Verkehrs- 
landeplatzes herzustellen? 

Nein. Die Herstellung der richtlinienkonformen Streifenbreite hätte durch ein 
Zurückverlegen der Schwellen erreicht werden können. Ebenso könnte der richt- 
linienkonforme Zustand bezüglich der Anflugbefeuerung durch entsprechende 
Aufständerung der Anflugfeuer erreicht werden. 


7. Welche aktuellen Auflagen hat das BMVBS dem Aero-Club Coburg als 
Flugplatzbetreiber auferlegt, damit die Ausnahmegenehmigungen über den 
3 1 . Dezember 2010 hinaus verlängert werden können? 

Von der zuständigen bayerischen Luftfahrtbehörde wurde nach Zustimmung 
durch das BMVBS mit Bescheid vom 11. Juli 2001 die Ausnahmegenehmigung 
für die Verkürzung des Sicherheitsstreifens und den Verzicht auf die entspre- 
chende Anflugbefeuerung am Verkehrslandeplatz Coburg unter der Auflage der 
Herstellung eines richtlinienkonformen Zustandes erteilt. Diese Auflagen gelten 
bis zum heutigen Tag. Darüber hinaus wurden dem Betreiber keine weiteren Auf- 
lagen auferlegt. 


8. Unter welchen Bedingungen werden unbefristete Ausnahmegenehmigun- 
gen an Flugplätzen erteilt? 


Eine Zustimmung zu einer unbefristeten Ausnahmegenehmigung wird vom 
BMVBS nicht erteilt. 
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